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Villnachern, 1. August 2007:

Ansprache von Ständerat Maximilian Reimann, Gipf-Oberfrick

Es finden heute in unserem Lande Hunderte, ja Tausende von 1.-August-Feiern statt. Das ist erfreulich und unterstreicht die jahrhunderte-alte Tradition, dass eine Nationaltagsfeier eine kommunale Veranstaltung ist – und es auch soll bleiben.

Eine kantonale Feier findet heute – allerdings als grosse und wohl einmalige Ausnahme – auch statt, und zwar in Berlin. Und das ist sicher eine grosse Ehre für unseren Kanton.

Aber wenn der Steuerzahler für eine solche exterritoriale Feier hätte aufkommen müssen, dann hätte ich – in der Sportsprache – die gelbe, wenn nicht gerade die rote Karte gezogen.

Denn es wäre keine Staatsaufgabe, wenn der Steuerzahler ein paar Hundert Reisen nach Berlin finanzieren müsste. Gottlob hat man private Sponsoren dafür gefunden.

Das Gleiche gilt natürlich auch für die heutige Feier auf dem Rütli. Das ist eine private Veranstaltung, auch wenn es in den letzten Jahren Usanz geworden ist, dass ein Bundesrat dort reden tut.

Aber man kann von den direkt betroffenen Innerschweizer Kantonen nicht erwarten, dass sie jedes Jahr einige Hunderttausend Franken an Steuergeldern ausgeben, um die Sicherheit der Bundesräte und von ihrem Gefolge gewährleisten zu können.

Und eine Bundesaufgabe ist es schon gar nicht, eine Feier auf dem Rütli abzuhalten, auch wenn die Rütli-Wiese von grosser Symbolkraft ist für die Unabhängigkeit und den Zusammenhalt von unserem Land.  Der Bundesrat hat m.E. richtig entschieden, dass er nicht 200-300'000 Franken Steuergelder frei gegeben hat für die Durchführung von dieser Feier. Er hat nämlich keine gesetzliche Grundlage für eine solche Ausgabe; und das eben deshalb, weil die 1.August-Feiern dezentralisiert in unserem Land abgehalten werden.

Schliesslich sind wir kein Zentralstaat wie etwa Frankreich oder Italien.

Erfreulich ist es aber zweifellos, dass private Sponsoren auch hier in die Lücke gesprungen sind.  So kann unsere Bundespräsidentin, die ursprünglich mit dem Kopf durch die Wand wollte, ihre Rütli-Rede doch noch haben. Ich mag ihr es gönnen.
Enttäuscht dürfte man ob der ruhigen Abwicklung der Rütli-Feier 2007 aber beim Schweizer Fernsehen und den Boulevard-Medien sein. Die fast gebetsmühlenartig herbeigesehnten Glatzköpfe sind ausgeblieben. Für einmal also keine Vorwürfe nach rechts, obwohl man in diese politische Richtung noch so gern eines ausgewischt hätte…

So oder so freue ich mich aber, heute Abend den Nationalfeiertag mit Ihnen zusammen da in Villnachern begehen zu dürfen. Ich fühle mich ohnehin als Oberfricktaler mit den Villnacher eng verbunden.

Wir liegen schliesslich beide an der Bözberg-Eisenbahnlinie. Da müssen wir gemeinsam Sorge geben, dass die Güterzüge, die in Zukunft praktisch die ganze Nacht durch im Transit von Norden nach Süden und umgekehrt durch unsere Dörfer donnern, nicht immer lauter werden. Da müssen Lärmvorschriften her, damit man die lautesten Klapperwagen aus Osteuropa höchstens noch am Tag fahren dürfen.

Aber auch viele andere Gemeinsamkeiten haben wir, wie etwa das gleiche Fernsehkabelnetz, grosse Rebflächen oder da und dort Bestrebungen, Gemeinden zusammenlegen, aus mehreren kleinen eine grössere Gemeinde zu machen.
Zu letzterem sage ich allerdings ganz klar: Wenn es der Wille von zwei oder mehr Gemeinden ist, enger zusammen zu arbeiten oder gar zu fusionieren, dann muss dieser Wunsch, dieses Begehren von unten nach oben kommen! Und ja nicht umgekehrt, mit Druck oder Diktat von oben, d.h. von Aarau.

Ich habe in diesem Zusammenhang sehr wohl mitbekommen, dass in Ihrer Region das Projekt „Zukunft Schenkenbergertal“ angelaufen ist. Richtig ist, dass der ursprüngliche Arbeitstitel, bei dem noch von „Gemeinden-Zusammenschluss“ die Rede gewesen ist, fallen gelassen wurde. Man lässt jetzt alle Varianten offen und spricht nur noch ganz allgemein von „Zukunft“.
Und volles Verständnis habe ich auch für die Gemeinde Thalheim.  Diese Gemeinde, die ich auch vor ein paar Jahren an einem 1. August näher kennen gelernt habe, fühlt sich im Alleingang nach wie vor stark genug. Sie will das Heft in den eigenen Händen behalten und von Fusion nichts wissen. Diesen Entscheid wird hoffentlich auch bei Euch in Villnachern respektiert. Jedenfalls werde ich mich auf dem Laufenden behalten, wie es mit dem Projekt „Zukunft Schenkenbergertal“ weiter geht.
Wir haben ja ein paralleles Projekt im Bezirk Laufenburg pendent, wo gar noch der Bezirk Brugg involviert ist. Im Mettauertal macht man sich ähnliche Gedanken wie bei Euch, wobei auch die Gemeinde Hottwil (Bezirk Brugg) angesprochen ist. Zu einer Volksabstimmungen ist es im Mettauertal allerdings noch nicht gekommen.


Aber zwei andere Gemeinden im oberen Fricktal haben vor etwa 3 Jahren über eine Fusion abgestimmt: Wölflinswil und Oberhof (letzteres mein Bürgerort). Bereits vor 20 Jahren haben die beiden Gemeinden ihre Verwaltungen und Kanzleien zusammengelegt. Der nächste logische Schritt wäre denn volle Zusammenschluss gewesen. Und darüber ist abgestimmt worden, und herausgekommen sind zwei ganz klaren Nein in beiden Gemeinden.
Es bleibt in Oberhof und Wölflinswil somit bei der Fusion der beiden lokalen Raiffeisenkassen. Die Gemeinde-Körperschaften aber bleiben getrennt, bleiben selbständig.
Doch zurück zu den Gemeinsamkeiten zwischen Euch und uns im oberen Fricktal.

Bei beiden stehen Begriff wie Freiheit, wie Eigenverantwortung oder wie Volkssouveränität nach wie vor sehr hoch im Kurs.

Sie mögen sich jetzt fragen, warum ich diese Feststellung so selbstsicher machen kann?

Nun, ich pflege immer einen Blick auf die jüngsten Abstimmungsresultat zu werfen, wenn ich die Ehre habe, mich offiziell in eine Gemeinde zu begeben – wie heute da zu Euch.

Ich habe mir deshalb gesagt, heute Abend nicht eine klassische 1.August-Ansprache zu halten, wie das meistens üblich ist, angefangen etwa bei Wilhelm Tell, über die alten Eidgenossen, zur Wehrbereitschaft im 2. Weltkrieg bis hin zur Frage, ob wir wohl doch noch einmal der Europ. Union werden beitreten, freiwillig oder gezwungenermassen?

Die Struktur meiner Ansprache, liebe Villnacher, ist eine andere. Ich mache mir meine Gedanken zu Ihrem Dorf, an Hand von Zahlen und Informationen, die ich zu einem grossen Teil über Internet abrufen konnte, - über die Homepage von Eurer Gemeinde oder vom Kanton Aargau.
Aber es wird nicht nur Zuckerbrot geben heute Abend. Auch ein paar kritische Bemerkungen müsst Ihr mir zugestehen.

Doch stelle man mir jetzt nicht gleich das Mikrophon ab, denn die Saldo-Bilanz bleibt trotzdem positiv, und zwar ganz klar positiv.

Ich habe die Wahlen und Abstimmungen in Eurem Dorf seit dem Jahr 2005 angeschaut. Als erstes sind die Grossratswahlen angestanden. Da habe ich natürlich gern zur Kenntnis genommen, dass die SVP mehr als 33 % Wähleranteil hat, vor der SP  mit 23 % und der FDP mit 20 %.

Dann sind die Eidg. Abstimmungen über Schengen/Dublin und über die Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf die neuen 10 EU-Länder gekommen. Aussenpolitisch zwei wichtige Abstimmungen, mit ausgesprochen hoher Stimmbeteiligung auch bei Euch. 

Da habt Ihr zwei Mal Nein gesagt, aber sehr sehr knapp. Meine eigene Parole ist da in Villnachern aber immerhin zur Hälfte befolgt worden. Sie hatte gelautet: NEIN zu Schengen/Dublin, weil ich die Personenkontrollen an der Grenze nicht abschaffen wollte; aber JA zur Personenfreizügigkeit mit der EU, weil unser Land nach wie vor auf ausländische Arbeitskräfte angewiesen ist. Und diese sollen primär aus Europa, aus der EU und der EFTA und vor allem aus den Nachbarländer kommen, und nicht von weiter weg, aus völlig anderen Kulturen.

Das Schweizervolk hatte, wenn auch recht knapp, zweimal zugestimmt, vor allem dank den Romands. Ich bin also einmal, Villnachern gleich beide Male bei den Verlierern gewesen.
Als aussenpolitisch besonders aktiven Parlamentarier muss und darf ich Ihnen aber sagen:

Entscheidend ist, (und jetzt komme ich doch noch auf die EU zu reden) entscheidend ist, dass wir nie Vollmitglied der EU werden.

Das wäre verheerend für unsere Traditionen, für unsere Souveränität, für unsere politischen Recht - inklusive Volksinitiative und Referendum.  Verheerend aber auch für unser Steuersystem: Wir müssten bspw. die MWSt vom 7,6 auf mindestens 17 % anheben. Verheerend für unsere Währungspolitik und den CH-Franken: Wir bekämen deutlich höhere Schuldzinsen und müssten den Euro übernehmen. Warten Sie nur, der Euro wird zweifellos wieder schwächer, wenn die osteuropäischen Länder mit ihren nach wie vor schwachen Volkswirtschaften in 2-3 Jahren der Euro-Zone beitreten werden.

Und last but not least wäre ein EU-Beitritt verheerend für unsere Portemonnaies, die von der privaten wie der öffentlichen Hand: Denn die Schweiz würde prozentual der grösste Netto-Zahler in der EU.

5 – 7 Milliarden Franken würden alljährlich von Brüssel abkassiert, und das Geld würde uns dann im eigenen Land fehlen, auch wenn wir diese Beträge über die massiv erhöhte MWSt auftreiben könnten. Wir müssten es an Brüssel abliefern. Und dann ist es weg – unwiderruflich!

Wenn einer jetzt einwendet, aber im Kanton hätten wir auch ein Finanzausgleich und auf Bundesebene neue der NFA, denn sage ich: Stimmt, aber das Geld bleibt in unserem Kanton, in unserem Land – und fliesst nicht irgendwohin in Süden oder Osten von Europa, in Länder, die nicht einmal eine gemeinsame Grenze haben mit uns.


Und noch etwas sei ganz klar gesagt: Wir sind alles andere als Trittbrettfahrer oder Rosinenpicker im Verhältnis zur EU, wie uns das immer wieder vorgeworfen wird - von sog. Euro-Turbos in der Schweiz oder von Neider in der EU. Wir ringen mit der EU um ein gutes Verhältnis auf bilateraler Basis, mit entsprechenden bilateralen Verträgen. Und über so zwei Verträge haben wir vor zwei Jahren abgestimmt, eben Schengen/Dublin und die Erweiterung der Personenfreizügigkeit.

Verträge sind aber nicht in Granit gemeisselt wie eine volle Mitgliedschaft, wo kein Austritt mehr möglich ist. Verträge können – natürlich im gegenseitigen Einverständnis – abgeändert, nachgebessert werden, oder im schlimmsten Fall einseitig gekündigt werden. Das ist bei Verträgen immer so. 

Deshalb darf man auch in Villnachern, wo knapp 2 x Nein gestimmt hat, mit Zuversicht folgendes zur Kenntnis nehmen: Sollten wirklich die bilateralen Verträge unserem Land diejenigen grossen Nachteile bringen, die von den Gegnern im Abstimmungskampf (auch von mir bei Schengen/Dublin) beschworen worden sind, dann werden wir die Verträg abändern. Und wenn das nicht möglich ist, dann werden sie gekündigt. Auch da hat natürlich der Souverän das letzte Wort, allenfalls per Volksinitiative.

Aber vergessen wir nicht: Auch die EU hat Interessen gegenüber der Schweiz, vor allem im Finanz-, Steuer- und Verkehrswesen. Und deshalb wird die EU uns gegenüber nicht unnötig Porzellan zerschlagen, sondern – letztlich - ein korrekter Vertragspartner sein und bleiben.

Hocherfreut schaue ich dann auf die Eidg. Volksabstimmungen vom letzten September zurück.

Da hat Villnachern klar zeigt, wo der Bartli der Most holt. Zuerst ein deutliches Nein zur Neuverteilung der Nationalbankgewinne und damit Nein zur Schwächung unserer Notenbank und ihrer Währungspolitik. 

Dann haushoch, mit gegen 80 %, habt Ihr zwei Gesetze angenommen, wo auch ich in der vorberatenden Kommission in Bern sehr aktiv mitgewirkt habe.

Ich danke Euch für diesen klaren Entscheid, für das überzeugende Ja zum neuen Ausländer-Gesetz wie auch zum neuen Asyl-Gesetz. 

Wir sind nachgerade gezwungen gewesen, da die Schrauben härter anzuziehen.

Natürlich sind für mich - wie sicher auch für Euch alle - Ausländer in der Schweiz grundsätzlich willkommen, sei es als Einwohner, als Grenzgänger, als Arbeitnehmer oder als touristische Gäste.

Aber sie müssen sich an unsere Rechtsordnung halten und auch unsere Traditionen, Sitten und Gebräuche respektieren.

Es darf aber einfach nicht sein, dass Ausländer 70 % der Gefängnisplätze in der Schweiz belegen, 50 % der Sozialhilfe beziehen oder 30 % der IV-Renten einkassieren.

Deshalb müssen wir auf Bundesebene alles tun, dass sich unsere eigenen Bürger im eigenen Land wieder wohler und sicherer fühlen und sich nicht als Benachteiligte vorkommen müssen.

Wir stehen mitten in diesem Prozess. Mit dem neuen Ausländer- und dem Asyl-Gesetz ist der Anfang gemacht. Weitere gesetzliche Schritte müssen aber noch folgen. Ich denke da besonders an Kampf gegen die importierte Kriminalität.

Dagegen müssen wir unbedingt politisch und gesetzgeberisch antreten und dem Volkswillen zum Durchbruch verhelfen!
Noch zwei Abstimmungen möchte ich zum Schluss ansprechen: 

Eine aus Freude, die andere mit Unverständnis. Damit meine Ansprache aber nicht mit einem Misston zu Ende geht, nehme ich die negative voraus.

Es ist die Abstimmung vom 26. November 2006 gewesen über das neue kant. Steuergesetz. Das ist von Villnachern mit 201 zu 219 Stimmen abgelehnt worden.

Ich habe zuerst gemeint, ich sehe nicht recht; aber ein Druckfehler ist es nicht gewesen.

Natürlich respektiere ich das demokratische Ergebnis aus Eurem Dorf. Aber glücklicherweise hat eine klare Mehrheit der Aargauer Stimmberechtigten Ja gesagt.

Von diesem neuen Steuergesetz wird nämlich auch Villnachern profitieren, vor allem die Senioren, der Mittelstand und die sog. KMU, die kleinen und mittleren Unternehmer.

Ich möchte – schon aus Zeitgründen – die Diskussion um jene wichtige Steuervorlage nicht wieder aufnehmen. Aber eines müsst Ihr mir glauben. Mit diesem Gesetz werden die Steuern gesenkt.

Der Staat wird damit weder „ausgehungert“ noch „zu Tode gespart“, wie man das von den Gegner noch und noch zu hören bekommen hat. Auch den Reichen werden keine Steuergeschenke gemacht. Die zahlen immer noch genug. Und wenn einem das immer noch zuviel ist, dann tut er abwandern oder ist schon gegangen, nach Nidwalden, nach Obwalden, in Kanton Zug oder grad in eine echte Steueroase irgendwo im Ausland, wie Monaco, London oder in Karibik.

Das aber wollen wir nicht. Wir wollen den Aargau in die Spitzengruppe der steuergünstigen Kanton bringen. Und auf diesem Weg sind wir jetzt. Dann ziehen auch potente Steuerzahler aus anderen Kantonen in Aargau, und davon profitieren alle, auch diejenigen, die im letzten Herbst das Gesetz verworfen haben.

Bitte haben Sie Verständnis, wenn ich bei dieser Steuergesetz-Analyse kritisch mit Villnachern umgegangen bin. Aber es hat müssen gesagt sein. Denn ich stelle als Aussenstehenden einen gewissen Widerspruch da in Villnachern fest. 
In der grossangelegten Umfrage, die von der Kommission „Vision Villnachern“ in Eurem Dorf gemacht worden ist, habt Ihr Euch über die Stärken und Schwächen sowie über die Chancen und Risiken der Gemeinde äussern können. Ich habe diese Studien natürlich mit grossem Interesse überflogen und wissen wollen, wo Euch der Schuh drückt.

Da habt Ihr als Schwäche – sicher mit Recht - die hohen Steuern geortet; und als Risiko habt Ihr die grössere finanz- und steuerpolitische Attraktivität von umliegenden Gemeinden angegeben.

Aber warum den Stier nicht gerade bei den Hörnern packen? Warum nicht ein JA zu tieferen Steuern, mindestens bei den Kantonssteuern? Das hätte mittelfristig auch die Finanzattraktivität von Villnachern verbessert. Aber da seid Ihr nicht ganz konsequent gewesen und habt Nein gesagt.

Und schliesslich noch zum 11. März dieses Jahres und wieder zu Erfreulicherem.
Da ist es um eine weitere Eidg. Volksinitiative aus der linken Ecke gegangen, die alle – wirklich alle – von uns direkt betroffen hätte.

Es ist um die Einführung einer Einheitskrankenkasse gegangen. Davon hat man auch in Villnachern nichts wissen wollen. Mit 81,6 % ist diese Initiative nicht nur bachab geschickt, sondern im Bach förmlich versenkt worden. Eine – aus meiner Sicht jedenfalls – höchst erfreuliche Tatsache, denn mit kommunistisch-zentralistischen Einheitsinstitutionen schaufeln wir uns selber den Abgrund, den Untergang, so wie das kommunistisch-kollektive Wirtschaftssystem vor zwei Jahrzehnten ebenfalls untergegangen ist.

So etwas darf sich in unserer freien Marktwirtschaft nicht wiederholen! Man muss den Glauben haben an den Wettbewerb, an die Eigenverantwortung und an die Freiheit – im KVG-Wesen an die Wahlfreiheit. Man muss dieses Kredo immer und wieder betonen, nicht nur mit Worten, sondern auch mit Taten, mit Taten an der Urne!
Die Freiheit ist im staatspolitischen Bereich unserer höchstes Gut.

Tragen wir Sorge dazu, nicht nur heute Abend mit Worten, sondern in alle Zukunft hinaus – eben mit Taten!

Ihnen allen, heute Abend, aber weiterhin eine schöne Feier, ein schönes Fest.

Viel Vergnügen! 

